Beschluss der Personalversammlung am 15.6.04

Es reicht!

Ohne Senkung der Unterrichtsbelastung gibt es keine Qualitätssteigerung an den Schulen

Die Personalversammlung der Bremer Lehrkräfte stellt fest, dass die vom Senator für Bildung seit der PISA-Veröffentlichung ergriffenen Maßnahmen überwiegend nicht geeignet sind, die Qualität von Schule und Unterricht in Bremen zu erhöhen.

· Die Wiedereinführung des gegliederten Schulsystems in Klasse 5 und 6 verfestigt die Bildungsbarrieren.

· Die Erhöhung und Verdichtung der Stundentafeln - u.a. durch das Abitur nach 12 Jahren - ohne neue Lehrkräfte führt notwendig zur weiteren Reduzierung jeglichen Förderunterrichts.

· Der Ersatz von LehrerInnen durch Honorarkräfte, z.B. in der Ausländerförderung, ist ebenfalls kein Beitrag zur Qualitätssteigerung sondern eine Kürzungsmaßnahme auf Kosten der Kinder und Jugendlichen.

· Die Flut von Tests, Benotungen und Prüfungen, die von der Grundschule bis zum Zentralabitur eingeführt wird, erzeugt eindimensionales, prüfungsbezogenes Lernen und Lehren und erhöht die Arbeitsbelastung der Lehrkräfte.

· Die Abschaffung der Altersteilzeit, die dem Arbeitgeber so gut wie keine Einsparungen bringt, demotiviert ältere KollegInnen und lässt sie verstärkt über eine Frühpensionierung nachdenken. Angesichts des Lehrerarbeitsmarktes wird damit Fachlehrermangel vorprogrammiert.

Der Widerspruch zwischen den öffentlichen Erfolgsmeldungen der Bildungspolitiker der großen Koalition und den realen Bedingungen an den Schulen wird immer größer. Wo aber dieser Widerspruch zu offensichtlich wird, sollen Maßnahmen der Arbeitszeitverlängerung für Lehrkräfte Abhilfe schaffen.

· Da man mit neuen Ganztagsschulen glänzen will, aber nicht das nötige Lehrpersonal einstellt, wird die bisherige Ermäßigungsstunde für Lehrkräfte an Ganztags-Gesamtschulen gestrichen.

· Da bei einer Unterrichtsbelastung von bis zu 29 Stunden Fortbildung und kooperative Schulentwicklung oft zu kurz kommen, werden in der Bildungsbehörde Pläne für Präsenznachmittage und Pflichtfortbildungen geschmiedet.

· Gleichzeitig fordert die CDU, nach Hamburger Vorbild eine Faktorisierung der Unterrichtsfächer einzuführen - mit der Absicht, die Unterrichtsverpflichtung in den geringer bewerteten Fächern auf über 29 Stunden hochzuschrauben.

Alle diese Maßnahmen sind angesichts der realen Probleme der Bremer Schulen völlig unangemessen.

· Bremen hat unter allen Bundesländern die höchste Sozialhilfedichte und Migrantenquote. Jedes fünfte Kind ist von Sozialhilfe abhängig, jedes dritte nichtdeutscher Muttersprache. Die Sozialhilfequote ist zehnmal so hoch wie in Bayern. Ohne massive Investitionen in Personal und Ausstattung der Schulen und Kindergärten ist ein Ausgleich der damit verbundenen Defizite illusionär.

· Gleichzeitig ist das Bremer Schulwesen im überregionalen Vergleich schlecht ausgestattet. In den vergleichbaren Stadtstaaten Hamburg und Berlin beträgt die Schüler/Lehrer-Relation 15,6 bzw. 14,7, in Bremen 17,4 (Wert v. 2002). Dies ist Ergebnis der massiven Personalkürzungen seit dem Amtsantritt der großen Koalition. Die Lehrerzuweisung an die Schulen wurde seit 1996 von 4504 auf 4174 Vollzeitstellen reduziert. Gleichzeitig stieg die SchülerInnenzahl von 71472 auf 72375. Die Zahl der zu erteilenden Unterrichtsstunden wurde trotz der schrumpfenden Stellenzahl erhöht: 1996 waren in den Schulen 110618 Wochenstunden verfügbar, heute sind es 111716 (ohne die Leiharbeit der Stadtteil-Schule). Dies wurde durch drastische Pflichtstundenerhöhungen und die Streichung von Freistellungen, z.B. für Praxislehrertätigkeit, erreicht.

Wer weiterhin den Widerspruch zwischen öffentlichen Versprechungen und zur Verfügung gestellten Ressourcen auf dem Rücken der Lehrkräfte austragen will, der leistet der Schulqualität einen Bärendienst.

Wir fordern eine Umkehr in der Arbeitszeitpolitik des Bildungssenators. Wer gute pädagogische Arbeit will, der muss die Spitzenbelastungen im Unterrichtsalltag abbauen und nicht neue obendrauf packen.

Die Personalversammlung fordert, dass zumindest ein Teil der Entlastungsstunden, die in den letzten Jahren gestrichen worden sind, den Schulen wieder zur Verfügung gestellt werden.

Folgende Entlastungen sehen wir dabei als vordringlich an:

· Eine Wochenstunde als Ausgleich für die Pflichtveranstaltungen der Berufseinstiegsphase

· Eine Mentorenstunde pro ReferendarIn bzw. StudentIn im Halbjahrespraktikum

· eine Stunde bei ganztägigem Unterrichtseinsatz in der gebundenen Ganztagsschule

· drei Stunden in Modellversuchen mit 35stündiger Präsenzzeitregelung

· Abschaffung der zusätzlichen 29. Stunde für unter 50jährige KollegInnen zum Schuljahr 2006/2007

· Schulentwicklungsprojekte müssen mit einem Pool von Entlastungsstunden ausgestattet sein

· Zeiten für Konferenzen oder schulinterne Fortbildungen können im Rahmen der Schulentwicklung nur in der einzelnen Schule vereinbart werden. Eine Präsenzpflicht-Verordnung ist obrigkeitsstaatlicher Unsinn

· Ein eben solcher Unsinn ist es, die Verkürzung des Referendariats von 2 auf 1 ½ Jahre bei gleichzeitiger Erhöhung des bedarfsdeckenden Unterrichts überhaupt nur in Erwägung zu ziehen und zugleich eine stärkere Professionalisierung zu fordern.

Ebenso dringlich wie die Reduzierung der Spitzenbelastungen ist bei einem Altersdurchschnitt von 51,6 Jahren die Ausgestaltung altersangemessener Arbeitsbedingungen und die Neueinstellung junger KollegInnen. Beides wird durch das Altersteilzeitmodell gefördert, das der Senat ohne jede Vernunft bei den Beamten ganz und den Angestellten teilweise abgeschafft hat.

Die PV fordert daher die Wiedereinführung der Altersteilzeit.

Die Personalversammlung fordert den Personalrat, die Lehrerverbände und die Kollegien auf, die Öffentlichkeit verstärkt über den Zusammenhang von Arbeitsbelastung und Schulqualität zu informieren und für den Fall, dass die Bildungsbehörde weitere offene oder verdeckte Arbeitszeitverlängerungen einführen will, bis zur nächsten PV Vorschläge für geeignete Widerstandsmaßnahmen (z.B. Boykott bestimmter Tätigkeiten) zu entwickeln.

